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Gesetzesinitiative mit der 
Mehrheit der Mitglieder

Die Gesetzesvorlage geht zur 
Stellungnahme an die Bundesregierung.

Die Gesetzesvorlage wird dem Bundesrat
zur Stellungnahme zugeleitet.

Stellungnahme zur Gesetzesvorlage der
Bundesregierung.

Gegenäußerung.

Das Gesetz wird dem
Bundespräsidenten nach
Gegenzeichnung zur
Unterzeichnung vorge-
legt (Ausfertigung).

Das „ausgefertigte“ Ge-
setz wird im Bundesge-
setzblatt veröffentlicht
und damit „verkündet“.

Das Gesetz tritt an einem
im Gesetz selbst festgeleg-
ten Tag oder – sofern das
Gesetz keine Angaben
enthält – am 14. Tag nach
der Ausgabe des Bundes-
gesetzblattes in Kraft.

Die Bundesregierung leitet die 
Gesetzesvorlage des Bundesrates
mit ihrer Stellungnahme dem 
Bundestagspräsidenten zu.

Die Bundesregierung leitet ihre Geset-
zesvorlage, die Stellungnahme des

Bundesrates und ggf. die Gegenäuße-
rung dem Bundestagspräsidenten zu.

Die Gesetzes-
vorlage wird
dem Bundes-
tagspräsidenten
zugeleitet.

Die Gesetzesvorlage wird 
als Drucksache veröffentlicht 
und an alle Abgeordneten 
verteilt. Der Gesetzentwurf 
ist eingebracht.

Eventuell Aussprache über den
Entwurf.

Änderungsanträge können nur für die in
der 2. Lesung beschlossenen Änderun-
gen gestellt werden. Evtl. Aussprache
(„Schlussrunde“), Schlussabstimmung.

Gegenstand ist der Gesetzentwurf in 
der Ausschussfassung. Beratung und 
Beschlussfassung des Plenums. Evtl.
Änderungsanträge. Der Gesetzentwurf
kann in der 2. Lesung abgelehnt werden.

Überweisung an einen oder
mehrere Ausschüsse.

Die Beratung schließt mit einer 
Beschlussempfehlung und einem 
Bericht des federführenden
Ausschusses an das Plenum ab. Sie 
werden als Drucksache veröffentlicht
und an alle Abgeordneten verteilt.

Beratung des Gesetzes im
Bundesrat. Die Mitwirkung
richtet sich danach, ob es

sich um ein Zustimmungs-
gesetz oder ein

Einspruchsgesetz handelt.

Der Vermittlungsausschuss
besteht aus je 16 Vertretern

des Bundestages und des
Bundesrates.

Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses.

Zustimmung bzw. kein Einspruch: Das Gesetz
muss zuerst von dem/den Minister(n) und vom
Bundeskanzler unterzeichnet werden (Gegen-
zeichnung).

Jeder Gesetzent-
wurf durchläuft im
Plenum drei Bera-
tungen (Lesungen).
Der Ältestenrat führt
die Verständigung
über den Zeitpunkt
der Beratung und
die zuständigen
Ausschüsse herbei.

Gesetzesinitiative aus der 

Mitte des 
Bundestages
von mindestens 5% 

der Abgeordneten.

Beratung in den 

Ausschüssen

Gesetzesinitiative. Der Regierungsent-
wurf geht aus einem Referentenentwurf
des federführenden Ressorts und der

Kabinettsvorlage hervor.


